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Begriindung:

. Problem

Nach & 55 KrO NRW erfolgt die Festsetzung der Kreisumlage im Benehmen mit den kreisangehérigen
Stadten und Gemeinden, denen Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Anhérung zu geben ist. Da-
bei ist das Benehmen gemall § 55 Absatz 1 Satz 2 KrO NRW sechs Wochen vor Aufstellung des Ent-
wurfs der Haushaltssatzung einzuleiten.

Nach § 55 Absatz 2 Satz 3 KrO NRW muss der Kreistag tiber Einwendungen der kreisangehorigen
Stadte und Gemeinden in 6ffentlicher Sitzung beschlieRen. Dies hat getrennt von dem Beschluss tber
die Haushaltssatzung zu geschehen und erfolgt mit Abschluss der Haushaltsberatungen.

Il. Losung

Das Beteiligungsverfahren wurde mit Schreiben vom 20.08.2019 eingeleitet. Die Konferenz der Biir-
germeisterinnen und Bilirgermeister im Kreis Coesfeld (Blrgermeisterkonferenz) hat mit Schreiben
vom 08.10.2019 eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben. Diese Stellungnahme hat der Kreistag
am 30.10.2019 mit dem Entwurf der Haushaltssatzung 2020 zur Kenntnisnahme genommen und
beides ohne Aussprache an die zustandigen Ausschiisse verwiesen (vgl. Sitzungsvorlage 9-1514).

Im Folgenden sind Ausziige der Stellungnahme der Birgermeisterkonferenz vom 08.10.2019 darge-
stellt (vgl. eingeriickte Textpassagen). Der vollstandige Wortlaut dieser Stellungnahme ist der Sit-
zungsvorlage 9-1514 als Anlage 1 beigefiigt.

»1. Allgemein

Fur das Haushaltsjahr 2020 konfrontiert der Kreis Coesfeld seine
kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden mit einer gegeniuiber 2019 um
rd. 11 Mio. Euro erhdhten allgemeinen Kreisumlage. Dies entspricht
einer Steigerung von 14 % und bedeutet eine aul3erst schmerzliche finan-
zielle Vorbelastung fir die kommunalen Haushalte des kommenden Jahres.
Diese Entwicklung hat die Stadte und Gemeinden mehr als Uberrascht und
wird dazu fUhren, dass in den Kommunen uber Steuererh6hungen und
weitere schmerzliche KonsolidierungsmalRnahmen zulasten der Burgerin-
nen und Burger nachgedacht werden muss. Die Erhdhung trifft die Kom-
munen in einer Phase, in der immer deutlicher wird, dass sich die finanziel-
len Rahmenbedingungen verschlechtern bzw. mit deutlichen Risiken ver-
bunden sind. Die mit viel Energie bereits umgesetzten und noch in der Pla-
nung befindlichen MalRnahmen einzelner Gemeinden zur nachhaltigen
Entschuldung der kommunalen Haushalte werden durch das angedachte,
gegenuber den Kommunen nicht zur verantwortende Verhalten des
Kreises, ausgebremst.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Insgesamt erwarten die kreisangehorigen Stadte und Kommunen auch in den nachsten Jahren (Pla-
nungszeitraum 2020 — 2023) ein steigendes Steueraufkommen. Hierzu wird auf die Ausfiihrungen in
dem aktuellen Bericht Uber die wirtschaftliche Situation der kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden
(vgl. Sitzungsvorlage 9-1582, Anlage 5) verwiesen.

Diese Grundannahme deckt sich auch mit der aktuellen Veroffentlichung des Arbeitskreises “Steuer-
schatzungen” (bekanntgemacht vom Bundesministerium der Finanzen am 30.10.2019). Danach kon-
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nen die Gemeinden auch in den nachsten Jahren mit héheren Steuereinnahmen rechnen. Wesentli-
cher Grund ist die in Deutschland nach wie vor gilinstige binnenwirtschaftliche Entwicklung dank ei-
ner sehr guten Arbeitsmarktlage und steigenden Einkommen. Gemal Anlage 1 zur Pressemitteilung
11/2019 des Bundesfinanzministeriums steigen die geschatzten Steuereinnahmen der Gemeinden
von 113,7 Mrd. € (Jahr 2019) auf 117,7 Mrd. € (Jahr 2020). Auch mittelfristig werden Erhéhungen
(Jahr 2021 + 3,6 Mrd. € / Jahr 2022 +3,4 Mrd. € / Jahr 2023 +3,4 Mrd.€) prognostiziert.

“Es sollte zu denken geben, dass die hiesigen Stadten und Gemeinden, der
Not gehorchend, viele freiwillige Leistungen zurtickfahren bzw. erst gar nicht
ermoglichen, wohin gehend der Kreis von Jahr zu Jahr diese zusatzlich anbie-
tet bzw. ermdglicht.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Der angestellte Vergleich wird nicht auf Fakten gestiitzt. Unabhangig davon wurden die kreisangeho-
rigen Stadte und Gemeinden mit Schreiben vom 20.08.2019 zum Beteiligungsverfahren nach § 55
KrO NRW unter Hinweis auf die hochstrichterliche Rechtsprechung (Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 31.01.2013, Az. 8 C 1.12) gebeten, Finanzdaten hinsichtlich der von ihnen wahrgenomme-
nen freiwilligen Aufgaben mitzuteilen. Dieser Bitte sind die kreisangehérigen Kommunen nicht voll-
standig nachgekommen. Fiinf von elf der kreisangehérigen Kommune haben hierzu keine Daten mit-
geteilt. Eine Stadt hat sich nicht eindeutig geduBert. An dieser Stelle wird auf die Antworten der
kreisangehorigen Stadte und Kommunen verwiesen, die in der Sitzungsvorlage 9-1514 veroffentlicht
wurden (vgl. Anlage 6 — Tabelle 5). Aus der mangelnden Mitwirkung kann und wird seitens des Krei-
ses Coesfeld jedoch nicht der Schluss gezogen, dass die betreffenden Kommunen strukturell und
dauerhaft nicht mehr in der Lage waren, noch eigenstandig freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben
wahrzunehmen (vgl. v. g. Urteil, Randnummer 41). Ein entsprechender Nachweis wurde von den
kreisangehorigen Stadten und Gemeinden auch nicht gefihrt.

~Wahrend die Kommunen - unter schmerzlichen Gegebenheiten - sich von
Vermodgen trennen bzw. aktuell dariber nachdenken, baut der Kreis auf Kosten
der Kommunen Vermdgen auf. So plant der Kreis Coesfeld, wie wir lediglich
der Sitzungsvorlage 9 - 1450 des Kreises als auch der Presse entnehmen
konnten, derzeit den Bau einer Wohnanlage in Lidinghausen, u. a. um ,eine
langfristige Kapitalanlage" zu schaffen.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Bei dem noch zu beratenden Vorhaben handelt es sich um eine Investition und ist demzufolge nicht
kreisumlagewirksam. Erforderliche investive Auszahlungen wiirden ausschlielRlich im Finanzplan be-
ricksichtigt. Kiinftig entstehende Aufwendungen in Folgejahren (z. B. Zinsaufwdnde aus Anlass der
Aufnahme von Fremdkapital, Aufwendungen fiir Abschreibungen) wiirden durch Ertrdge kompen-
siert. Eine Belastung der kreisangehorigen Stadte und Gemeinden durch die allgemeine Kreisumlage
wirde auch durch diese Aufwendungen nicht erfolgen.

,Gleichzeitig mit der Mehrbelastung in Héhe von weiteren 11 Millionen Euro
durch die Kreisumlage stehen den Kommunen im Kreis Coesfeld 2020 insge-
samt rd. 1,8 Mio. Euro weniger Schlisselzuweisungen zur Verfigung.©

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
Das Land NRW hat am 06.11.2019 eine Modellrechnung zum Entwurf des Gemeindefinanzierungsge-
setzes (GFG) 2020 vorgelegt. Danach betragt das Minus fur die kreisangehérigen Stadte und Gemein-
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den im Bereich der Schlisselzuweisungen gegeniliber dem Vorjahr noch 1.076.408 €. Auf der anderen
Seite sieht der Entwurf des GFG 2020 vor, dass die kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden eine
gegeniber dem Vorjahr um rd. 225.000 € héhere Aufwands- und Unterhaltungspauschale erhalten
(vgl. Anlage 6 zu SV-9-1582). Die Aufwands- und Unterhaltungspauschale betrdgt damit rd. 2.916.000
€. Als Gemeindeverband erhalt der Kreis Coesfeld dagegen keine Aufwands- und Unterhaltungspau-
schale.

e eneanns Die Stadte und Gemeinden erheben daher im Auftrag ihrer Blrgerin-
nen und Burger folgende zentrale Forderungen an ihren Kreis Coesfeld:

Vor dem Hintergrund ungebremster Stellenplanausweitungen und Personalkos-
tensteigerungen ergreift der Kreis Coesfeld weitere MaRnahmen zur Verbesse-
rung seiner Effizienz. Diese betreffen grundsatzlich alle Bereiche, also nicht nur
freiwillige Aufgaben. Uberall muss weiter nach Effizienzsteigerungen gesucht
werden, mussen stets Kostendeckungsgrade von GebuUhren Uberprift werden.
Aufgaben in Frage gestellt und Personal eingespart werden.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Suche nach Geschaftsoptimierungen bzw. nach Effizienzsteigerungen wird beim Kreis Coesfeld als
Daueraufgabe begriffen und als solche auch wahrgenommen. Insbesondere im Zuge der voranschrei-
tenden Digitalisierung, die idealerweise eine Online-Aufgabenerledigung ermdoglichen sollte, werden
auch kiinftig sich bietende Optimierungspotenziale genutzt. Hinsichtlich der gebotenen Personalaus-
stattung der Kreisverwaltung Coesfeld wird auf die Erlduterungen zum Stellenplan 2020 verwiesen.

»+Aus dem Betrieb des Kommunalen Integrationszentrum (KI) dirfen sich keine
finanziellen Belastungen fir die Kommunen ergeben. Entgegen der bei Einrich-
tung des KI gemachten Zusagen ist dieser Bereich mit zunehmender Tendenz
defizitar.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

In dem Entwurf des Haushaltes 2020 waren noch nicht samtliche Ertrage fir das Kommunale Integra-
tionszentrum erfasst, die iber weitere Landesmittel generiert werden konnen. Dem Kreis Coesfeld
wurden zwischenzeitlich vom Land NRW gemal § 14 c Teilhabe- und Integrationsgesetz Zuweisungen
in Hohe von 976.377,32 € fiir die Jahre 2019 und 2020 gewahrt (sog. Integrationspauschale). Seitens
der Verwaltung wird vorgeschlagen, in 2020 insgesamt 500.000 € als Ertrag aus der Integrationspau-
schale zu verwenden. Nach Beratungen im Finanz- und Kreisausschuss wird eine Entscheidung durch
den Kreistag getroffen.

,Der Kreis Coesfeld wird sich nicht selbst im Bereich Wohnungsbau engagie-
ren. Hierfur besteht ordnungspolitisch keine Notwendigkeit. Fur den Woh-
nungsbau geeignete Grundstiicke werden veraulRert.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Beweggriinde des Kreises fiir das Wohnbauvorhaben auf dem kreiseigenen Grundstiick ,,Am Not-
tengarten” wurden bereits in der Sitzungsvorlage-9-1450 skizziert. Vor dem Hintergrund der aktuel-
len Pestel-Studie, die auch fir Lidinghausen einen erheblichen Bedarf an zusatzlichem bezahlbaren
Wohnraum nachweist, erscheint es dem Kreis sinnvoll, auf dem nun ungenutzten Grundstiick im
Kreiseigentum eine Wohnbebauung in Angriff zu nehmen. Aus Mitteln der Wohnraumférderung sol-
len bis zu 20% geforderter Wohnraum geschaffen werden.

Unter Rickgriff auf kfw-Mittel soll zudem energetisch und 6kologisch sinnvoller Wohnraum entwi-
ckelt werden. Wie schon oben erwahnt, wird die MaBnahme nicht lber die Kreisumlage durch die
kreisangehorigen Kommunen finanziert. Da es sich in Zeiten der Nullzinsphase immer schwieriger
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gestaltet, die Mittel der Deponieriicklage ertragswirksam anzulegen, besteht die Uberlegung, das
Geld des Gebilhrenzahlers sinnvoll und rentierlich einzusetzen. Zur Risikosenkung bei der Anlage der
Deponieriicklage soll daher ein Teilbetrag als Eigenkapital bei der Investition in Lidinghausen einge-
setzt werden. Hinzu kommt, dass die Beseitigung der Altablagerungen auf dem Grundstiick sowie
weitere MaBnahmen des Bodenschutzes nach aktueller Aussage der Bezirksregierung Minster aus
Mitteln der Altlastensanierung zu 80% férderfahig sind. Dementsprechend hat die Bezirksregierung
Miinster eine entsprechende Forderung in Aussicht gestellt. Bei geschatzten Kosten von ca. 1,15 Mio
Euro und einer Forderung von 900.000 € ware dies eine deutliche Entlastung des Kreishaushaltes und
in der Sache selbst eine duBerst sinnvolle Beseitigung einer Altlast, die noch aus der friiheren Nut-
zung als Mulldeponie der Stadt Lidinghausen resultiert. Allerdings kommt nach Aussage der Bezirks-
regierung eine Forderung nur in Betracht, wenn die MaBnahme der Schaffung von Wohnraum dient.

,Der Kreis Coesfeld wird seine Ausgleichsrucklage ab sofort bis auf einen Min-
destbestand von 1,5 Mio. Euro fur einen fiktiven Haushaltsausgleich einset-

zen.

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
Uber die Frage, ob und inwieweit die Ausgleichsriicklage in Anspruch genommen wird, entscheidet
zustandigkeitshalber der Kreistag.

LI Im Einzelnen:

1, Lan haftsverban ml

Der Kreis Coesfeld plant fur 2020 eine Landschaftsumlage in H6he von Uber
53 Mio. Euro ein. Dies bedeutet im Vergleich zum Vorjahr eine Erhéhung um
fast 3,5 Mio. Euro. Darlber hinaus hat der Landschaftsverband bereits eine
weitere Anhebung des Hebesatzes fur das Jahr 2021 beschlossen. Die unge-
bremste Steigerung der Landschaftsumlage ist eine der wesentlichen finanziel-
len Belastungen fiir den Kreis Coesfeld und damit auch fir seine kreisangeh6-
rigen Kommunen. .............ccceviiiinne.

Die im Vorjahr eingereichte Stellungnahme des Kreises Coesfeld an den Land-
schaftsverband lasst eine kritische Befassung mit dem LWL-Haushalt leider
nicht erkennen. Im Gegensatz zum Kreis Coesfeld kénnen die hiesigen Stadte
und Gemeinden auf den Landschaftsverband nicht in einer Weise Einfluss
nehmen, die dem Konsolidierungsdruck in den Stadten und Gemeinden Rech-
nung tragt.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Nach zwischenzeitlich erfolgten Gesprachen mit dem Direktor des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe (LWL) und dem Kéammerer des LWL kdnnte sich — vorbehaltlich einer entsprechenden Ent-
scheidung durch die Landschaftsversammlung - fiir 2020 in Bezug auf die Festsetzung der Land-
schaftsumlage eine deutliche Verbesserung ergeben, und zwar in einer GréBenordnung von rd.
919.000 €. Uber eine entsprechende , Weitergabe” dieser Verbesserung durch entsprechende Sen-
kung des Aufkommens durch die allgemeine Kreisumlage wird auf der Grundlage der Anderungsliste
beraten und schliefllich vom Kreistag entschieden.

“2. Allgemeine Finanzwirtschaft des Kreises: Schwerpunkt:
Kreisuml nd Bilanz
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Vorschlag:

Hier kdnnte, solange der Gesetzgeber keine Anderungen vorsieht, im Kreis ein
Mechanismus auf Freiwilligkeit umgesetzt werden, welches dem Kreis einen
Mindestbestand der Ausgleichsriicklage zugesteht und ansonsten wie bei den
Gebuhrenhaushalten auch bzw. bereits bei der Kreisumlage Mehrbelastung
Jugendamt praktiziert, etwaige Uberschiisse in Folgejahren im Rahmen der
Planung einzusetzen sind. Dies trige zu einer groReren Akzeptanz der hiesi-
gen Kommunen bei.

Winschenswert ist es deshalb, wenn mindestens der einmal geplante Betrag
der Inanspruchnahme der Ausgleichsrucklage tatsachlich den Kommunen zu-
rickgegeben ist.

Zum Zeitpunkt der Benehmensherstellung liegt regelmafig der Jahresab-
schluss des Vorvorjahres (zumindest im Entwurf) vor. Im Minimum musste der
Kreis die Differenz zwischen geplantem und tatsachlichem Ergebnis an die
Kommunen in der Planung des kommenden Haushaltsjahres zurickgeben. Fur
jede Kommune wirde sich damit die Zahllast weiter verringern.

Sollte wider Erwarten eine negative Abweichung vorliegen, kénnte der Min-
destbestand der Ausgleichsricklage (z. B. héchster bisheriger Fehlbetrag als
Mindestbestand der Ricklage = rd. 1,5 Mio. €; Jahresergebnis 2018 aufgerun-
det) in Anspruch genommen werden.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Der vorgeschlagene Mechanismus wirde den Entscheidungsspielraum des Kreistages einengen. Im
Ubrigen ist zu beriicksichtigen, dass die Ausgleichsriicklage nach Sinn und Zweck des Gesetzes eine
Pufferfunktion haben soll. Ein Bestand von nur 1,5 Mio. € stellt fir den Kreis Coesfeld gemessen an
der Bilanzsumme eine latente Gefahr der Haushaltssicherung dar. Hiervor warnt die Aufsichtsbehdrde
(Bezirksregierung Miinster) den Kreis Coesfeld regelméaRig bei Bekanntgabe der Prifung der Jahresab-
schliisse oder auch anlasslich der Genehmigung der Festsetzung des Hebesatzes zur allgemeinen
Kreisumlage.

s Wir erkennen an, dass der Kreis in den letzten Jahren Uber einen
niedrigen Hebesatz grundsatzlich versucht hat, die Belastungen fur die kreis-
angehorigen Kommunen gering zu halten. Allerdings hilft dieses ,gute Ansin-
nen" nicht, wenn das Jahresergebnis im Ergebnis besser ausfallt...

So hat allein der Kreis, um nur ein Beispiel zu nennen, bei seinen in den letzten
drei Jahren festgestellten Jahresabschlissen von 2016 bis 2018 im Ergebnis in
Summe um rd.7,3 Mio.€ besser abgeschnitten als geplant (s. die unten in der
Tabelle genannten Zahlen).”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Darstellung erhalt eine hohere Aussagekraft, wenn die absoluten Summen der Jahresiiberschiisse
in das Verhaltnis zu den geplanten Gesamtertragen bzw. Gesamtaufwendungen gesetzt werden.
Hierbei wird deutlich, dass die prozentualen Abweichungen beim Kreis Coesfeld in den vergangenen
drei Jahren gegeniber der Planung durchschnittlich nicht mehr als rd. 0,75 % ausgemacht haben. An
dieser Stelle wird auf die Ausfiihrungen und Darstellungen des Vorberichtes im Haushaltsentwurf
2020 (vgl. Seite V 6) verwiesen.

Unabhangig davon wird angemerkt, dass die kreisangehorigen Stadte und Gemeinden im Jahr 2018
im Vergleich zum Kreis Coesfeld durchschnittlich héhere Abweichungen erzielt haben (vgl. Anlagen 1
und 2 zu der Sitzungsvorlage 9-1582).
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............ Seit Jahren steigert der Kreis Coesfeld seine Liquiditat auf Kosten
seiner kreisangehorigen Stadte und Gemeinden”.

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Ausfiihrungen zur Kassenlage bzw. zu der voraussichtlichen Entwicklung der Kassenlage im
Haushaltsjahr 2020 finden sich im Vorbericht des Haushaltsentwurfs 2020 (vgl. Seiten V 78 / V 79).
Danach ist der vorhandene Kassenbestand zur Deckung von Erméachtigungsiibertragungen oder fiir die
Weiterleitung an Dritte gebunden. Es ist fiir 2020 nicht auszuschlieRen, dass tageweise sowohl Mittel der
Rekultivierungsriicklage als auch zusatzlich Liquiditatskredite in Anspruch genommen werden miissen.

....... In den vergangenen Jahren konnte der Kreis Coesfeld seine Bilanzsum-
me steigern (+22,3% - Vergleich JA 31.12.2009 ggu. JA 31.12.2017) und dabei
insbesondere sein Eigenkapital starken sowie weitere Vermogenswerte (Fi-
nanzanlagevermogen, Liquiditat) bei gleichzeitigem Abbau von Verbindlichkei-
ten aus Krediten aufbauen.

Die Stadte und Gemeinden des Kreises hingegen konnten im Mittel nur eine
leicht gestiegene Bilanzsumme (+4,6% - Vergleich JA 31.12.2009 ggu. JA
31.12.2017) aufweisen. Insbesondere der Aufbau des Eigenkapitals konnte in
Summe im gleichen betrachteten Zeitraum nicht in diesem Mal3e erfolgen
(+2,0% bei den Kommunen ggu. 148,5% beim Kreis - Vergleich JA 31.12.2009
ggu. JA 31.12.2017) - und dass obwohl zuletzt wirtschaftlich erfolgreiche Zeiten
anzufihren sind. Die Kommunen mussten von 2009 bis 2017 einen Eigenkapi-
tal- verzehr durch Jahresfehlbetrage in Summe von -0,1 Mio. € hinnehmen.
Wahrend der Kreis Coesfeld nur zwei Jahresfehlbetrage im betrachteten Zeit-
raum hinnehmen musste, sind bei den Kommunen gemittelt in diesen 9 Jahren
5 Jahre defizitar. Lediglich in 2012, 2014 sowie ab 2016 kénnen positive Uber-
schusse angefuhrt werden. Auf die einzelne Kommune betrachtet, konnten in
dieser Zeit sechs Kommunen ihr Eigenkapital durch Jahresiberschisse stéar-
ken (Ascheberg, Billerbeck, Coesfeld, Lidinghausen, Olfen, Rosendahl), finf
Kommunen blieb dies allerdings verwehrt (Dulmen, Havixbeck, Nordkirchen,
Nottuln, Senden).”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Der aktuelle Bericht liber die wirtschaftliche Situation der kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden
(vgl. Sitzungsvorlage 9-1582) enthalt auch Aussagen zur Entwicklung des Eigenkapitals. Aus der Anla-
ge 3 zur Sitzungsvorlage 9-1582 wird deutlich, dass das Eigenkapital in sechs von elf kreisangehorigen
Kommunen in der Zeit vom 2009 — 2017 gestiegen ist, so auch beim Kreis Coesfeld. Allerdings wird in
der Grafik (Anlage 3 zu SV-9-1582) ebenfalls deutlich, dass der Kreis Coesfeld im Jahr 2017 mit Ab-
stand Uber das geringste Eigenkapital verfiigte. Im Ubrigen erwarten die kreisangehérigen Stadte und
Gemeinden in den kommenden Jahren (Planungszeitraum 2020 — 2023), dass ihr Eigenkapital weiter
wachst. Dagegen rechnet der Kreis Coesfeld damit, sein Eigenkapital lediglich auf demselben Niveau
halten zu kénnen (vgl. Anlage 4 zu SV-9-1582).

e In Summe konnte der Kreis Coesfeld Uiber die betrachteten Jahre einen
Gesamtbetrag von rd. 14,49 Mio. € fir Instandhaltungs- und sonstige Rickstel-
lungen ansparen. Bei den kreisangehérigen Kommunen betrug dieser Wert
gemittelt lediglich rd. 1,04 Mio. €. Werden die Ruckstellungen (teilweise) er-
folgswirksam beim Kreis im Rahmen der Jahresabschlisse aufgeldst und dies
in der Planung nicht bertcksichtigt wird, partizipieren die Kommunen an dieser
Entwicklung nicht.
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Wie oben dargelegt, sind die wirtschaftlichen Grundvoraussetzungen des Krei-
ses und seiner kreisangehdrigen Kommunen sehr unterschiedlich. Dem Kreis
als Umlageverband fallt es einfacher, seinen Haushalt auch in Krisenzeiten
auszugleichen. Ein Defizit kann an die Kommunen weitergereicht werden,
wenn notig auch Uber eine Sonderumlage (s. u.). Diese Mdglichkeiten beste-
hen bei den kreisangehdrigen Kommunen nicht. Die Erhéhung der Steuern
stellt das letzte Mittel vor Ort dar. Daher sollte der Kreis, auch aus Ricksicht-
nahme auf seine Kommunen, die Ausgleichsrucklage (auch in guten Zeiten) bis
auf einen Mindestbestand in Anspruch nehmen, um den Kommunen in guten
Zeiten die Moglichkeit zu geben, die eigene Finanzkraft im Eigenkapital zu
starken.

....... Sollte der Kreis Coesfeld ein freiwilliges Modell, wie oben beschrieben,
eingehen, bestlinde grundsatzlich auch kein finanzielles Risiko flr den Kreis.
Unterjahrig besteht fur ihn die Mdglichkeit, einmalig den Umlagesatz bis zum
30.06. des Haushaltsjahres zu fassen (§ 56 Abs. 3 KrO). Zudem kann er eine
Sonderumlage nach § 56¢ KrO erheben, wenn im Jahresabschluss eine Inan-
spruchnahme des Eigenkapitals erfolgt ist.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Soweit der Wunsch besteht, in guten Zeiten die Moglichkeit zu haben, die eigene Finanzkraft im
Eigenkapital zu starken, sollten auch die Neuerungen des § 37 Absatz 5 Satz 3 KomHVO NRW in den
Blick genommen werden.

Danach lasst es der Verordnungsgeber seit dem Jahr 2019 unter anderem zu, dass Stadte und Ge-
meinden Riickstellungen bilden fiir unbestimmte Aufwendungen in kiinftigen Haushaltsjahren fiir die
erhohte Heranziehung zu Umlagen nach § 56 KrO NRW aufgrund von ungewdhnlich hohen
Steuereinzahlungen des Haushaltsjahres, die in die Berechnungen der Umlagegrundlage nach dem
jeweils geltenden Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Ge-
meinden und Gemeindeverbande einbezogen werden.

3. Riickstellungen
Auf der Passivseite der Bilanz des Kreises werden Rickstellungen ausgewie-

sen. Diese enthalten ,stille Reserven", wenn sie hoher bemessen sind, als es
der voraussichtlichen kinftigen Inanspruchnahme des Kreises entspricht. Sie
bewirken bei der Inanspruchnahme einer Rickstellung einen ergebniswirksa-
men Auflésungsbetrag und damit eine bessere Ertragslage, ohne dass dafur
das haushaltswirtschaftliche Handeln des Kreises im betreffenden Haushalts-
jahr ausschlaggebend war. Jedoch kommt diese ergebniswirksame Auflésung
im Jahresabschluss den kreisangehérigen Kommunen nicht zugute, obwohl sie
mit Zahlung der Kreisumlage sich an den zu hoch geplanten Aufwendungen
beteiligt haben und das ein oder andere Mal sich sogar auf dem Kreditmarkt
das fur die Bedienung des Kreishaushalts erforderliche Geld besorgen muss-
te.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Bildung und Auflésung der hier angesprochenen Riickstellungen liegen nicht im Ermessen des
Kreises. Hierbei handelt es sich um gebundene Entscheidungen (vgl. § 37 Abs. 1 — 4, Absatz 5 Satz 1
und Satz 2, Absatz 6 KomHVQO), soweit die tatbestandlichen Voraussetzungen erfillt sind. Riickstel-
lungen sind damit grundsatzlich auch keiner Planung zuganglich. So war etwa auch nicht in der
Ergebnisrechnung des Jahres 2019 planbar, dass die Rickstellung fiir das Klageverfahren mit einer
fleischverarbeitenden Firma (zahlungsunwirksamer Ertrag in Héhe von rd. 5,5 Mio. €) auf der Basis
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eines gerichtlichen Vergleichs aufgel6st werden kann. Die Bildung der v. g. Rickstellung wurde aber
auf der anderen Seite auch nicht umlagewirksam als Aufwand in der Haushaltsplanung
bericksichtigt. Eine Belastung der kreisangehdrigen Kommunen Uber die Kreisumlage erfolgte somit
nicht.

»In der Haushaltssatzung des Kreises Coesfeld wird seit 2009 aufgeflihrt, dass
Ruckstellungen im Einzelfall ab 2.000 € zu bilden sind. Die Bildung solcher wird
auch seitdem so gehandhabt. Die meisten kreisangehérigen Kommunen hin-
gegen haben hier in der Haushaltssatzung keine Regelung getroffen. Weiterhin
ist die Wertgrenze fir die Bildung einer Rickstellung unverhaltnismalig gering
im Vergleich zur Bilanzsumme.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Im Entwurf der Haushaltssatzung 2020 ist in § 9 Ziffer 5 eine Erh6hung der Geringfligigkeitsgrenze (im
Sinne des § 37 Abséatze 5 und 6 KomHVO NRW) von 2.000 € auf 5.000 € vorgesehen. Hierdurch soll
auch kinftig ein angemessenes Verhdltnis zur (mittlerweile angestiegenen) Bilanzsumme
sichergestellt werden.

peeeneeeens a) Zu den pflichtigen Ruckstellungen gehéren z.B. Pensions- und Al-
tersrickstellungen. Diese belasten den Ergebnishaushalt als Aufwand. Diese
Pensionsverpflichtungen stellen ungewisse Verbindlichkeiten dar, weil sie dem
Grund und der H6he nach sowie hinsichtlich des Zeitpunkts ihrer Entstehung
nicht feststehen. Im gemeindlichen Haushalt fihrt die fehlende Erwirtschaftung
zu einem Fehlbetrag bzw. einem entsprechend geringeren Uberschuss und
nimmt so auf die Eigenkapitalentwicklung Einfluss. Die Liquiditat wird nicht
durch Auszahlung belastet. Die hiesigen Stadte und Gemeinden stellen des-
halb erneut die Forderung Uber ein sog. Stundungsmodell nachzudenken.
Nach dem Stundungsmodell ist Gber eine gesplittete Kreisumlage zu verhan-
deln, wonach die kreisangehdrigen Kommunen den Kreis einen zahlungswirk-
samen und einen zahlungsunwirksamen Betrag nach Bedarf, schulden.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Der Vorschlag zur Einflihrung eines sog. Stundungsmodells und eine gesplittete Kreisumlage zu ver-
handeln wurde schon zur Haushaltsplanung 2018 und 2019 vorgetragen. Auch nach Inkrafttreten des
neuen Haushaltsrechts ab dem 01.01.2019 ist die Zulassigkeit einer solchen Verfahrensweise nicht
ersichtlich. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird daher auf die Begriindung zu Ziffer 5 in der
Sitzungsvorlage 9-1264 verwiesen.

b)........ “Bei der Prufung der in den Jahresabschlissen des Kreises abgebilde-
ten Ruckstellungen fallt auf, dass die meisten Rickstellungen sich auf Altjahre
beziehen. Instandhaltungsrickstellungen bestehen laut den Erlauterungen im
Jahresabschluss des Kreises noch zum Teil aus 2010. Diese gilt es aufzulésen
und bei Auflésung den Auflésungsbetrag als Ertrag im Haushalt zu verbuchen.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

§ 37 Absatz 4 KomHVO NRW enthilt keine Fristen zu der Frage, wann Instandsetzungsriickstellungen
aufzuldsen sind. Insoweit ist es sachgerecht, Rickstellungen erst dann aufzulésen, wenn der Grund
dafiir entfallen ist (vgl. auch § 37 Absatz 7 KomHVO NRW).

Verschiedene Instandhaltungsarbeiten konnten in den letzten Jahren noch nicht abgearbeitet
werden, da Forderprojekte (Regionale 2016, KInvF6G, Gute Schule 2020) zunachst prioritdr ab-
zuarbeiten waren. Sie werden nun in nachster Zeit abgearbeitet. In diesem Zuge erfolgt die Finanzier-
ung Uber die gebildeten Riickstellungen.
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C)verirennnn. “Malnahmen die Uber die mittelfriste Planung nicht umgesetzt wer-
den, hatten nicht geplant werden dirfen. Die hiesigen Kommunen sind durch
die Bildung solcher Instandsetzungsrickstellungen Gber Jahre unverhaltnisma-
Rig Uber die Kreisumlage belastet worden. Zum Ende des Jahres 2017 werden
3.049.999,84 € an Instandhaltungsrickstellungen ausgewiesen.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die ausgewiesenen Instandsetzungsriickstellungen sind aus baufachlicher Sicht weiterhin erforderlich.
Soweit im Einzelfall eine vorherige umlagewirksame Berlicksichtigung in der Haushaltsplanung eine
Rolle spielte, wiirde bei Auflosung der Instandsetzungsriickstellung und spaterer Neuveranschlagung
wegen der weiterhin gegebenen baufachlichen Erforderlichkeit sogar eine doppelte Belastung fiir die
kreisangehorigen Stadte und Gemeinden entstehen.

d)......... “Unter der Bilanzposition 3.4 werden sonstige Rickstellungen i.H.v.
von 17.517.343,61 € zum 31.12.2017 ausgewiesen. Fraglich ist bei einigen
dieser Positionen, ob diese Uberhaupt gebildet werden durften. Bei Geschafts-
vorfallen, die auf Leistungen Dritter ohne Gegenleistungsverpflichtung der Ge-
meinde oder auf einseitige Leistungen der Gemeinde an Dritte beruhen, soll
erst das Entstehen der rechtlichen Verpflichtung der Gemeinde und nicht be-
reits das mogliche Entstehen einer wirtschaftlichen Verpflichtung beim Dritten
der Anlass fur eine Rlckstellungsbildung bei der Gemeinde sein. Gab es eine
konkrete rechtliche Verpflichtung bei der Rickstellungsart ,Hilfe zur Pflege" o-
der z.B. ,,Bestattungskosten"? Wurden bereits Auftrage in dem Jahr der Riick-
stellungsbildung erteilt, so dass damit die Verpflichtung gegeniiber einem Drit-
ten vorlag? Fur geringflugig ungewisse Verbindlichkeiten sind keine Ruckstel-
lungen zu bilden.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Zwischen Antragstellung und Bewilligung vergehen Ublicherweise mehrere Monate, so dass zum
Jahresende regelmaRig eine Vielzahl von nicht abschlieRend bearbeiteten oder gar unbearbeiteten
Antrdgen vorliegt. Um zu verhindern, dass Leistungsantrage, die erst in dem auf ihren Eingang fol-
genden Kalenderjahr bewilligt werden, das Jahr der Bewilligung mit Aufwendungen des Vorjahres
belasten, werden entsprechende Rickstellungen gebildet. Hierdurch wird dem haushaltsrechtlichen
Grundsatz der periodengerechten Zuordnung Rechnung getragen. Die mit diesen Antrdgen verbunden
Aufwendungen, auf die die Antragsteller einen Rechtsanspruch haben, wenn sie alle Voraussetzungen
erfillen, kdnnen nur geschatzt werden.

e)....."Auffallig ist, dass trotz Mehreinstellungen von Personal (Stand 2009: 559
Stellen auf 635 Stellen zum Zeitpunkt 2017) die Urlaubs- und Uberstunden-
rickstellungen nicht abnehmen.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Fir Rickstellungen fiir Urlaub und Uberstunden werden zugunsten der kreisangehdrigen Kommunen
keine Aufwendungen in den Haushalt eingeplant. Entsprechende Buchungen erfolgen erst im Zuge
der Jahresabschlussarbeiten. Die Hohe der Rickstellungen werden unmittelbar auch von Tarif- und
Besoldungserhdhungen beeinflusst. Im Ubrigen wurden neue Stellen zur Wahrnehmung neuer Auf-
gaben oder als Reaktion auf rechtliche Vorgaben eingerichtet. Eine Entlastung der vorhandenen Bes-
chaftigten mit hohen Freizeitanspriichen kann folglich nicht per se angenommen werden.

1) “Von 2009-2017 sind somit summiert durch Auflésung von Instandhal-
tungs- und sonstigen Ruckstellungen 8.148.955,44 € die Jahresergebnisse des
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Kreises verbessert worden. An dieser Verbesserung des Jahresergebnisses
mussen die Kommunen partizipieren, denn der Aufwand wurde im Haushalt
verplant und auch umgelegt auf die Kommunen.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die angesprochenen Riickstellungen mussten aufgrund des Vorliegens der tatbestandlichen
Voraussetzungen gebildet werden. Dies trifft auch auf die Auflésungen zu, wenn die Griinde der
Riickstellungen entfallen waren. Anzumerken ist, dass die Bildung und Auflésung der Riickstellungen
durch die 6rtliche Rechnungsprifung geprift wurden.

g)....... “In der Arbeitssitzung am 13.08.2019 und am Tag der Dienstbespre-
chung am 24.09.2019 wurde auch das Thema Auflésung von Riickstellungen
angesprochen. Bei diesen beiden Besprechungen teilte die Kreisverwaltung
mit, dass eine Ruckstellung fir einen Rechtsstreit mit einer Firma in Hohe von
rd. 6,3 Mio. € aufgeldst werden. In der Schlussbilanz zum 31.12.2017 weist
diese Rickstellung einen Betrag von 4.884.345,66 € aus. Im Rahmen der Jah-
resabschlussarbeiten im Jahr 2019 fir das Jahr 2018, der den Stadten und
Gemeinden leider nicht vorliegt, muss demnach eine zusatzliche Rickstellung
von rd. 1,4 Mio. € gebucht worden sein. Die hiesigen Kommunen gehen davon
aus, dass im Haushalt 2019 Mittel zusatzlich fur dieses Klageverfahren einge-
plant worden sind, die folglich die kreisangehoérigen Kommunen Uber ihre Um-
lage anteilig gezahlt haben.

Bei der Ruckstellungsauflosung werden die Prozess- und Rechtsanwaltskosten
noch gegengerechnet. Dennoch verbleibt aus dieser Rickstellung ein Auflé-
sungsbetrag von alleine rd. 5,5 Mio. € bis 6 Mio. €. Dieser Aufldsungsbetrag
wird das Jahresergebnis wesentlich verbessern. Geplant wurde ein Jahreser-
gebnis von minus 1.966.693,00 €. Allein dies eine Beispiel belegt, dass Uber
Jahre Ansatze im Haushalt mit verplant wurden, die die hiesigen Kommunen fi-
nanzierten und durch die Auflésung im Jahresabschluss 2019 nicht zurlcker-
halten.

Ein Griff in die Ausgleichsriicklage fir das Jahr 2019 erfolgte nicht. Ein negativ
prognostiziertes Haushaltsergebnis wird durch die Auflésung von Rickstellun-
gen in ein positives Jahresergebnis umgewandelt, an dem die hiesigen Kom-
munen bis zum heutigen Tag nicht partizipieren.

Forderung:

Die zu viel vom Kreis an die Kommunen umgelegten 5,5 - 6,0 Mio. € werden
zusatzlich bei dem Haushalt 2020 im Sinne der Stadte und Gemeinden berick-
sichtigt. Darlber hinaus wird die Kreisverwaltung gebeten Uber die Aufldsung
von weiteren Ruckstellungen konkret nachzudenken.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Annahme, im Haushalt 2019 seien rd. 1,4 Mio. € an Aufwendungen fiir das Klageverfahren mit der
Firma geplant worden, trifft nicht zu (vgl. Haushalt 2019, TEPI 39.03 — Fleisch- und Gefllgelhygiene).
Die Buchung erfolgte, nachdem sich das Risiko fir den Kreis entsprechend erhéht hatte. Die Bildung
und Auflésung von Rickstellungen erfolgt, sobald die tatbestandlichen Voraussetzungen dafir
vorliegen.

h)....... “Neue Ruckstellungen fur Klageverfahren (wie z. B. Genehmigungsver-
fahren Wind- kraftanlagen) werden gebildet. Erneut werden die hiesigen Kom-
munen Uber Bildung eines Ansatzes im Haushalt negativ tangiert, bei dem, der
Ausgang des Verfahrens, vollig ungewiss ist. Allein der Kreis partizipiert von
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der gebildeten Ruckstellung (Ansatz und Héhe sind in das Belieben des Krei-
ses gesetzt.).

Wie es zu keiner Belastung der Stadte und Gemeinden kommen kann, prakti-
ziert der Kreis Borken schon seit Jahren. Um seine Kommunen nicht unnétig fi-
nanziell zu belasten, wird bei der Haushaltsaufstellung bereit eine angedachte
Auflésung mit verplant (s. Auszug HH 2018, des Kreises Borken S. 41).

Fir 2018 sind hier auch drei schulische SanierungsmalRnahmen enthalten, fiir die 2016 In-
standsetzungsrickstellungen gebildet wurden, die bei einer Férderung im Rahmen des Pro-
gramms NRW.BANK Schule 2020 in einer Groenordnung von 950 T-Euro (2019: 400 T-Euro)
ertragswirksam aufzulésen sind.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
Zur haushaltrechtlichen Verwaltungspraxis in anderen Kommunen wird keine Stellung genommen.
Soweit vorliegend das Landesprogramm “Gute Schule 2020” angesprochen wird, sind die hierfir
geltenden Foérderbedingungen zu beachten. Danach sind fiir die Inanspruchnahme der 100%igen
Drittférderung durch das Land vorher fiir eine MaBnahme gebildete Riickstellungen fir unterlas-
sene Instandsetzungen aufzuldsen (vgl. Nr. 11 der von den der Landesregierung NRW und der
NRW.BANK herausgegebenen Hinweise).
Entsprechende Fallkonstellationen gibt es beim Kreis Coesfeld nicht. Aus dem Landesprogramm
Gute Schule 2020 werden beim Kreis Coesfeld ausschlieBlich BaumalRnahmen finanziert (insbe-
sondere Erwerb und Sanierung der Steverschule in Nottuln), fir die zuvor keine Rickstellungen fir
unterlassenen Instandsetzungen gebildet wurden (vgl. Anlage zu SV-9-1449).
Unabhangig davon sind Rickstellungen nach dem geltendem Haushaltsrecht bei Bekanntwerden
des Risikos zu bilden.
e Anhand nur eines Beispiels des Kreises Borken wird deutlich, welche
vielfaltigen Moglichkeiten dem Kreis Coesfeld zur Verfliigung stehen, um seine
Stadte und Gemeinden finanziell nicht Gber das nétige Mal} hinaus zu belasten.
Wir fordern den Kreis Coesfeld auf, diesen ihm gegebenen Spielraum voll aus-
zuschopfen.
Nur beispielhaft sei folgende MalRnahme genannt: Fassadensanierung
Richard-von-Weizacker-Berufskolleg
HHPIlan 2016
Sitzung Kreisausschuss 09.12.2015/ Sitzung Kreistag 16.12.2015:
Gesamtkosten der Malinahme: 300.000 € (Ruckstellung fir energetische Ver-
besserung aus 2013) It. Sitzungsvorlage SV -9-0410/1 Sitzung
09.12.2015/16.12.2015"

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die angesprochene Malnahme wurde in das Foérderprogramm nach dem Kommunalinvestitions-
forderungsgesetz aufgenommen (vgl.SV-9-0692). Uber diese Férderung wurden umlagewirksame Ertrige
von 90 % der forderfahigen Kosten veranschlagt und damit zugunsten der kreisangehorigen Stadte und
Gemeinden bereits weitestgehend eine Umlageneutralitat erreicht. Zur Frage einer dariiberhinausge-
henden umlagewirksamen Auflésung der gebildeten Riickstellung kann sachgerecht erst nach Durchfiih-
rung und Abrechnung der entsprechenden BaumaRnahme entschieden werden. Ein vollstandiger Ab-
schluss der 0. a. MaRnahme ist noch nicht erfolgt.

.Forderung:
Damit die Kommunen auch an der ergebnisverbessernden Auflésung von
Ruckstellungen partizipieren, sollte beispielsweise ein pauschaler Ertrag in H6-
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he des Durchschnitts der Rickstellungsauflésung fur Instandhaltung und sons-
tige Ruckstellung in die Haushaltsplanung des Kreises verplant werden. Hier-
durch wirde eine Planung im Planergebnis erreicht, die naher an dem Jahres-
ergebnis liegen wirde.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Entsprechende Pauschalisierungen sind nach der KomHVO NRW nicht zulassig. Ertrage sind
erst dann zu buchen, wenn Grinde der Rickstellungsbildung entfallen sind. Eine umlage-
wirksame Planung ist somit grundsatzlich nicht moglich.

“4.) Budget 2: Arbeit und Soziales, Schule und Kultur, Jugend und

Gesundheit

a) Der Zuschussbedarf im Bereich Schule, Bildung und Kultur steigt gegen-
Uber dem Vorjahresansatz mit 6.576.975 € um 475.230 € auf 7.052.205 €.
Diese Erhéhung bedeutet gegenliber dem Vorjahr eine Steigerung von
uber 7 %, was deutlich Uber der Inflationsrate liegt. Begrundet wird die
deutliche Steigerung mit in erster Linie steigenden Personalaufwendungen
(+ 80.000 €) und Mehraufwendungen fiir Beschaffungen durch die Ande-
rung der GWG-Grenze von 410 € netto auf 800 € netto. Welche Grinde fir
eine weitere Erhdhung dieses Ansatzes zum Vorjahr eine Rolle spielen,
bleibt unklar.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Wesentliche Faktoren fiir den erhéhten Zuschussbedarf (Zuschuss in 2019: 6.576.975 € / Zuschuss in

2020: 7.091.484 € / Verschlechterung: 514.509 €) sind u. a. folgende Abweichungen:

e Mittel zur Schulung/Einweisung von Lehrern auf Endgerdte im Zuge der Digitalisierung, je

Lehrkraft 250 € (72.750 €)
e Zusatzliche Lizenzmieten 44.000 €
e Aufstockungen fiir IT-Service 63.210 €

e Umschichtungen in den Ergebnisplan zu Lasten des Finanzplans aus Anlass der Anschaffung

von Geringwertigen Wirtschaftsglitern 143.692 €

e Erhohte Aufwendungen fiir die Ubermittagsbetreuung in Coesfeld und Dilmen nach Anpas-

sung der Vertrage mit den Betreuungstragern Diakonie und Kiwo 49.850 €

e Erhohung von GWG-Aufwendungen fir die Steverschule (63.000 €) und Martinistift (18.000 €)

e Erhohte Schiilerbeférderungskosten (u. a. Azubi-Ticket 58.500 €).

b) .......... Im Produktbereich 50 (Soziales und Jobcenter) ist der durch den Kreis
gegebene Hinweis, dass in diesem Produktbereich fast alle Leistungen aus
Pflichtaufgaben resultieren und somit nur begrenzt steuerbar sind sicherlich
richtig. Da aber die Hohe der durch die Kommunen zu zahlenden Kreisumlage
sich aus den prognostizierten Aufwendungen im Haushaltsplan ableitet, ist es
hier besonders wichtig, dass ,,Sicherheitsveranschlagungen" vermieden wer-
den.

Beispielsweise zeigt der Jahresabschluss 2017 des Kreises Coesfeld fur die-
sen Produktbereich, dass das Ist-Ergebnis knapp 2 Mio. Euro unterhalb des
Ansatzes 2017 geblieben ist. In die Berechnung der damaligen Kreisumlage ist
systembedingt der hdhere Haushaltsansatz eingeflossen, was isoliert fur die-
sen Produktbereich betrachtet, bedeutet, dass die Kommunen eine hohere
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Kreisumlage gezahlt haben, als im Nachhinein festgestellt tatsachlich notwen-
dig gewesen ware.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Die Haushaltsplanung erstreckt sich auf den Zeitraum von ca. Juli bis November des Vorjahres.
Wahrend dieser Zeit werden die Kontenansatze unter Beachtung der Grundsatze der Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit, aufgrund der jeweiligen Entwicklungen der letzten Jahre sowie aller bekannten
Daten und Fakten, die Auswirkungen auf die jeweiligen Ansatze haben kénnen, ermittelt und standig
aktualisiert.

Die tatsachliche Entwicklung der einzelnen Positionen ist von vielen unterschiedlichen Faktoren ab-
hangig. So kann beispielsweise die Anzahl der eingehenden Antrage auf Gewahrung der unterschie-
dlichen Leistungen nicht beeinflusst werden. Entsprechend schwierig gestaltet sich die Kalkulation der
damit verbundenen Anséatze des folgenden Jahres.

Soweit beispielhaft angefiihrt wird, dass das Ist-Ergebnis des Jahresabschlusses 2017 um knapp 2
Mio. € unterhalb der Ansatze geblieben ist, wird grundsatzlich darauf hingewiesen, dass Ertrage in
Hohe von ca. 73 Mio. € und Aufwdnde in Hohe von ca. 100 Mio. € kalkuliert worden sind. Tatsachlich
sind dann die Ertrage um ca. 1,8 Mio. € (ca. 2,5 %) hoher und die Aufwdnde um ca. 0,2 Mio. € (ca. 0,2
%) geringer ausgefallen als kalkuliert.

Heruntergebrochen auf die Produktgruppen sind die Abweichungen im Wesentlichen auf die Bereiche
der ambulanten Leistungen und der stationdren Pflege zuriickzufliihren. Dort waren unter anderem
die Anderungen der Zustidndigkeiten durch das Inklusionsstirkungsgesetz und die Einfiihrung der
Pflegestarkungsgesetze Il und Ill zu beriicksichtigen. Hier haben die tatsachlichen Aufwendungen die
kalkulierten Ansatze nicht erreicht, weil der Anstieg der Aufwendungen geringer ausgefallen ist als
erwartet. Darliber hinaus wurden u. a. Mehrertrdge aufgrund einer Erhéhung der vom Land
gewadhrten Inklusionspauschale sowie in den Bereichen der Unterhaltsheranziehung, Kostenerstat-
tung und Riickzahlung der gewahrten Hilfen erzielt.

C) ... Laut Haushaltsentwurf des Kreises soll der Hebesatz fur die Jugend-
amtsumlage von 20,03 % auf 20,04% angehoben werden. Aufgrund erheblich
gestiegener Umlagegrundlagen bedeutet dies flr die Gemeinden ohne eigenes
Jugendamt eine Mehrbelastung von tber 1,95 Mio. Euro. Die Umlage wird mit
einem Verzug von zwei Jahren spitz abgerechnet. In der Nachbetrachtung
zeigt sich, dass der Kreis Coesfeld jahrlich im Durchschnitt einen Betrag von
fast 2,9 Mio. Euro zu viel erhebt. Es miissen somit dauerhaft erhebliche Betra-
ge von den Kommunen zwischenfinanziert werden. Bereits in den zurlicklie-
genden Jahren ist von den kreisangehdrigen Stadten und Gemeinden diese
Praxis kritisiert worden. Leider miissen wir feststellen, dass dieser Hinweis bis-
lang keine Berucksichtigung fand. Die Abrechnung der Jugendamtsumlage
2018 im Jahr 2020 wird mit einer Erstattung zugunsten der Kommunen von fast
5,5 Mio. Euro einen neuen Hochstwert erreichen.

Wir fordern den Kreis Coesfeld daher erneut auf, den Produktbereich
51/Jugendamt mit gréRerer Sorgfalt zu planen. Die Mdglichkeit, dass sich im
Rahmen der Abrechnung auch Nachzahlungen fir die Kommunen ergeben
konnen, ist keine Rechtfertigung fir die Einplanung Gberdimensionierter finan-
zieller Sicherheiten in diesem Produktbereich®.

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
Auf die Sachzwinge im Rahmen der Kostenkalkulation wurde zuletzt in der Sitzungsvorlage 9-1264
hingewiesen. An dieser Stelle wird exemplarisch erwahnt, dass zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung die
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Zahl der betroffenen Kinder nicht genau bekannt ist.

Soweit eine noétige Zwischenfinanzierung durch die kreisangehorigen Stadte und Gemeinden geltend ge-
macht wird, ist in der jetzigen Niedrigzinsphase zu beobachten, dass den Kommunen hierfiir keine
Zinsaufwande entstehen. Dies ist etwa auch aus der Antwort ersichtlich, die die Stadt Billerbeck im Rah-
men der diesjdhrigen Finanzdatenabfrage mitgeteilt hat (vgl. Anlage 6 Tabelle 2 zu SV-9-1514). Danach hat
die Stadt Billerbeck im Jahr 2018 Liquiditatskredite aufgenommen ohne dass ein Zinsaufwand entstanden
ist. Entsprechendes plant die Stadt Billerbeck gemaf ihrer Antwort auch fiir das Jahr 2020.

5. “Entwicklung der Personalkosten

Im vorgesehenen Entwurf des Kreishaushaltes 2020 steigt die Anzahl der Stellen auch
ohne Bericksichtigung der ZAB weiter an. Mit einem Plus von 5,56 % Uubersteigt der
Personalauf- wand daher die Tarifsteigerungen und Besoldungserhéhungen.

Insgesamt ist eine Ausweitung des Stellenplans um 19,50 Stellen und 12 Projektstellen
ge- plant, was Kosten in Héhe von 1,7 Mio. € verursacht. Auch wenn Personalaufwand
durch unterjahrige Besetzung gespart werden soll und die Mehrheit der neuen Stellen
gegenfinan- ziert ist (ca. 1,21 Mio. €), so bleiben doch ungedeckte Kosten von ca. 0,49
Mio. €. Zu be- ricksichtigen ist auBerdem, dass die Stellen, die im Verlauf des Jahres
besetzt werden, in den Folgejahren voll aufwandswirksam werden.

In Anbetracht der steigenden Folgekosten fordern wir, wie schon in den Vorjahren, dass
ge- rade die durch Ausweitung der freiwilligen Leistungen bedingten Stellenvermehrung-
en be- grenzt werden. Beispielsweise werden Projektstellen im Dez. Il durch Férdermittel
gedeckt, die z. T. im Jahr 2021 enden (im Bereich ,Kein Abschluss ohne Anschluss-
KAo0A") bzw. der Erhalt von Férdermitteln bei einer neuen Projektstelle noch nicht sicher
ist (im Bereich ,Zu- kunft durch Innovation-RBB-zdi").

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

Zur Entwicklung der Personalkosten wird auf die Ausfiihrungen im Vorbericht (Seiten V 33 —V 36) des
Haushaltsentwurfs 2020 hingewiesen. Ggf. weitergehende Abweichungen werden {ber die Ander-
ungsliste beraten und beschlossen.

6. “Zufiihrungen in den Versorgungsfond
Fur das Jahr 2020 ist eine Zuflihrung von 6.807.672 € (die geplante Zufiihrung

zu Pensions- und Beihilfertickstellungen betragt 6.764.277 €) in den Versor-
gungsfond bei den Kommunalen Versorgungskassen Westfalen-Lippe geplant.
Der Buchwert bzw. aktuelle Bestand betragt 39.793.064,00 € mit einem Kurs-
wert (bis Juli 2019) von 47.581.910,27 €. Damit existiert aktuell eine stille Re-
serve von 7.788.846,27 €.

Die Pensionsrickstellungen in der im Jahresabschluss 2017 ausgewiesenen
Bilanz betrugen 111.787.595,00 €.

Ziel des Kreises ist es, einen Kapitalstock von ca. 50 - 60 Mio. € zu erreichen
(zuzuglich der stillen Reserven). Dieser Kapitalstock beinhaltet dann etwa 50 %
der in der Bilanz ausgewiesenen Pensionsrickstellungen. Dieser Zielwert er-
scheint uns hiesigen Stadten und Gemeinden fur eine Kreisverwaltung deutlich
zu hoch, da eine Finanzierung des Kreishaushaltes Uber die Kreisumlage bzw.
mogliche Sonderumlagen stets gesichert ist. Ein Zielwert von einem Drittel des
Bilanzwertes der Pensionsrickstellungen durfte hier vollkommen ausreichend
sein. Dieser Wert ist nun erreicht, so dass keine weiteren Zufihrungen mehr
notwendig sind.*

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
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Die Feststellung, dass ein Drittel des Kapitalstocks fir die kiinftigen Verpflichtungen des Kreises
ausreicht, ist nicht ohne Weiteres nachvollziehbar, zumal die dieser Erkenntnis zugrundeliegen-
den Beweggriinde/Berechnungen nicht ndher erldutert werden. Eine Stellungnahme hierzu kann
daher nur im Ansatz pauschal erfolgen. Daher wird auch auf das seit mehreren Jahren allgemein
niedrige Zinsniveau hingewiesen, sowie auf das Erfordernis, aufgrund der erheblichen Besol-
dungssteigerungen, die unmittelbare Auswirkungen auf die Versorgungslasten haben, den Kapi-
talstock wie geplant aufzubauen. Einige Stadte und im Gemeinden im Kreis Coesfeld verfahren
mittlerweile ebenso (z. B. die Stadt Coesfeld).

7. “Freiwillige Leistungen

Die Ausweitung der freiwilligen Leistungen des Kreises sehen die Stadte und
Gemeinden weiterhin kritisch. Beispielsweise wird der Produktbereich 00 (Ver-
waltungsleitung inkl. Kommunales Integrationszentrum) durch einen Anstieg an
Zuschussbedarf im Jahr 2020 i. H. v. gut 195.000 € weiter belastet. Dies ver-
deutlicht, dass die Aufnahme von neuen Leistungen stets Folgekosten nach
sich ziehen, die auch kinftige Haushalte belasten werden.

Auch im Bereich 01 (Buro des Landrats) steht fur das kommende Jahr ein
Mehraufwand von gut 150.000 € beim Zuschuss Minsterland e. V. an.

Die Belastung klinftiger Haushalte ergibt sich jedoch nicht nur aus zeitlich aus-
laufenden Foérderungen, sondern auch durch mit den Projekten einhergehende
Personalmalnahmen.

So wird etwa eine halbe Projekistelle im Bereich KAoOA in eine regulare Stelle
umgewandelt, fir die die ESF-Forderphase in 2021 endet, sowie eine weitere
halbe Projektstelle im Bereich RBB-zdi eingefuhrt. Hier winschen wir uns, dass
der Kreis Coesfeld seine freiwilligen Leistungen mit Rlcksicht auf seine Kom-
munen nicht noch weiter ausdehnt, da den Kommunen durch die Mitfinanzie-
rung Uber die Kreisumlage das Erreichen eines eigenen strukturellen Haushalts
schwieriger gemacht wird. Eine Senkung der Finanzkraft der kreisangehdrigen
Kommunen kann nicht im Interesse des Kreises sein.”

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:

In der Regel erfolgt hier eine Beriicksichtigung von Stellen erst nach eingehender Prifung und
letztlich nach Beteiligung der Politik. Den Aufwendungen stehen zumeist auch entsprechende
Ertrage bzw. eine konkrete Fordermittelakquise gegeniber.

Als grundsatzliche Feststellung kann jedoch erklart werden, dass im Rahmen der jahrlichen An-
meldungen zum Stellenplan fiir das Folgejahr Stellenbedarfe immer sehr kritisch und umfassend
hinsichtlich ihrer Notwendigkeit und Dringlichkeit gepriift werden. Es darf nicht unerwahnt blei-
ben, dass mit dieser Prifung untrennbar auch eine Betrachtung der vorhandenen Stellen- und
Personalausstattung, der Arbeitsprozesse und deren Organisation sowie der zu erledigenden
Pflichtaufgaben verbunden ist. Vor Anmeldung zur Einrichtung einer Stelle oder eines Stellenan-
teils erfolgt somit regelmaRig zunachst eine Priifung innerhalb der Fachabteilung dahingehend,
ob und wie eine Erfiillung neuer oder sich veranderter Aufgaben mit dem vorhandenen Perso-
nalbestand umgesetzt werden kann. Bei der Schaffung neuer Stellen handelt es sich somit stets
um den letzten Schritt der Uberlegungen, wenn keine anderweitige Lésung eine entsprechende
Aufgabenwahrnehmung gewahrleisten kann. Zudem ist jede Fachabteilung gehalten, die Ar-
beitsabldaufe und die Aufgabendichte im Blick zu behalten und sofern erforderlich unterjahrig an
sich verandernde Anforderungen anzupassen.
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Unabhangig davon ist zu erwarten, dass im Rahmen der Beratung iiber die Anderungsliste noch
zusatzliche Ertrage (z. B. Integrationspauschale) in den Haushalt aufgenommen werden.

I11.. “AbschlieBende Stellungnahme
Die hiesigen Stadte und Gemeinden fordern den Kreis Coesfeld auf:

e von einer angedachten Erhdhung der allgemeinen Kreisumlage von
mehr als 11 Mio. € Abstand zu nehmen;

e auf Kosten der Kommunen keinen weiteren Vermogensaufbau zu be-
treiben und auf eine angedachte Wohnanlage in Lidinghausen zu ver-
zichten;

e vor dem Hintergrund ungebremster Stellenplanausweitungen und Per-
sonalkostensteigerungen weitere Mallnahmen zur Verbesserung seiner
Effizienz zu ergreifen;

e seine Ausgleichsriicklage ab sofort bis auf einen Mindestbestand von
1,5 Mio. € fur einen fiktiven Haushaltsausgleich einzusetzen;

e sich kritisch mit dem Haushalt des Landschaftsverbands Westfalen-
Lippe zu befassen und ihn auf seine Effizienz hin kritisch zu Uberprifen;

e Uberschiisse im Rahmen des allgemeinen Haushalts in Folgejahren zu
bertcksichtigen und seinen Kommunen ausschlieBlich zu Gute kom-
men zu lassen;

¢ lediglich einen fiktiven Haushaltsausgleich vorzusehen;

e zulastender  Stadte und Gemeinden keine weitere Ei-
genkapitalerhdhung vorzusehen,;

¢ nicht unbedingt bendtigte Rickstellung aufzuldésen und den Stadten und
Gemeinden unmittelbar zukommen zu lassen;

e Uber ein Stundungsmodell bei der Bildung von Pensions- und Alters-
ruckstellungen nachzudenken;

e Uber die Aufldsung langfristig vorgehaltener Rickstellungen bei der
Haushaltsaufstellung zu entscheiden; das seit Jahren vom Kreis Borken
praktizierte Modell der angedachten Auflésung von Ruickstellungen be-
reits bei der Haushaltsaufstellung mitzubertcksichtigen;

e auf Sicherheitsveranschlagungen bei der Aufstellung des Haushalts im
Vorhinein zu verzichten;

e die Jugendamtsumlage nicht so hoch anzusetzen, weil die vergangenen
Jahre gezeigt haben, dass diese deutlich Uberzogen war;

e eine Ausweitung des Stellenplanes auf das Notwendige zu beschran-
ken und im Bereich freiwilliger Leistungen darauf zu verzichten;

e den Versorgungfond nicht weiter aufzustocken und es beim jetzigen
Kapitalstock zu belassen,;

e keine freiwilligen Leistungen mehr ohne Beteiligung der kommunalen
Familie zu genehmigen und

e keine finanziellen Belastungen aus dem kommunalen In-
tegrationszentrum vorzusehen.

Stellungnahme des Kreises Coesfeld:
Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die unter I. — Il. aufgefiihrten Stellungnahmen
verwiesen.
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lll. Alternativen
Alternativen gibt es nicht, da das Beteiligungsverfahren entsprechend normiert ist.

IV. Auswirkungen / Zusammenhinge (Finanzen, Personal, IT, sonstige Ressourcen)
Es entstehen Personal- und Sachaufwendungen sowie Aufwand fur den Sitzungsdienst.

V. Zustandigkeit fiir die Entscheidung
Die Zustandigkeit des Kreistages resultiert aus § 55 Absatz 2 KrO NRW.



	NR
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FAuswirkung

